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Einführung 

Man braucht nur einen Kommentar zum Verwaltungsverfahrensge-
setz des Bundes von 1977 aufzublättern und sich einige von den wich-
tigsten, in diesem Kodifikationswerk enthaltenen Regelungen in Erin-
nerung zu rufen, um zumindest zu erahnen, daß sich der Jurist bei der 
Auseinandersetzung mit Fragen, die die Automatisierung des Entschei-
dungsprozesses in der öffentlichen Verwaltung hervorruft, vor die reiz-
volle, aber zugleich besonders anspruchsvolle Aufgabe gestellt sieht, ein 
weit gespanntes Feld zu betreten, fundamentale Aspekte des herkömm-
lichen verwaltungsrechtlichen Dogmenbestandes zu durchdenken1 und 
sich mit ihnen gegebenenfalls unter einem neuen Blickwinkel zu kon-
frontieren. 

Es fällt beim Lesen der §§ 28, 37, 39 VwVfG sofort auf, daß in 
bezug auf die verfassungs rechtlich fundierten und von enormer rechts-
politischer Bedeutung geprägten Rechte der Anhörung und Begründung 
sowie auf die Formerfordernisse beim Erlaß eines Verwaltungsaktes der 
Gesetzgeber davon ausgeht, daß die nach mühevollen und langjährigen 
wissenschaftlichen Debatten herauskristallisierten, relativ hochstehenden 
Anforderungen an die rechtliche Qualifikation von Verwaltungshand-
lungen, die als Konsequenz einer hochstehenden Rechtsstaatlichkeit zu 
betrachten sind2, bei einer Automatisierung des Verfahrensablaufs nicht 
mehr erfüllt werden können. Damit ist das Spannungsfeld schon sicht-
bar. 

Mag sich einerseits die Entwicklung des Verwaltungsrechts und der 
Grundrechtsdogmatik in den achtziger Jahren durch die Tendenz kenn-
zeichnen lassen, den Grundrechtsschutz im und durch Verfahren stärker 
hervorzuheben3, so kann man sich doch andererseits schon im Hinblick 

1 Vgl. Lllhmann (1966b), s. 98: "Die Automation wirft mit ihrer Grundkon-
zeption des Verwaltungsvorgangs und ihren Genauigkeitsanforderungen ein neues 
Licht auf alte Fragen und veranlaßt ein Durchdenken des Verwaltungssystems 
und seiner Entscheidungsprogramme, das auch dort Gewinn zu bringen vermag, 
wo gar nicht automatisiert wird." 

2 So Garslka (1980b), S. 135 f. 

3 Vgl. u.a. Battis (1982), S. 1 ff.; Degenhart (1982), S. 872 ff.; Dolde (1982), 
65 ff.; von Mwius (1982), S. 2150 ff.; Ossenbühl (1982), S. 465 ff.; (1982a), S. 
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auf die "automationsgerechten" Vorschriften der Verwaltungsverfah-
rensgesetze des Eindrucks nicht erwehren, daß mit der ständig zuneh-
menden und sich ebenfalls seit Anfang dieses Jahrzehnts in Expansion 
befindenden4 Tendenz, den menschlichen Faktor innerhalb des Verwal-
tungsapparates durch relativ selbständig arbeitende Systeme zu ersetzen, 
ein im Gegensatz zur Aufwertung der Grundrechtsrelevanz stehender 
,,Entrechtlichungsprozeß"s einhergehen kann. 

Dieser Eindruck wird erhärtet, sobald man bisherige Erfahrungen 
aus der Entscheidungspraxis der technisierten Verwaltung ins Visier 
nimmt. Empirische Untersuchungen im Bereich des Steuer- und Sozial-
wesens6 liefern sorgfältig eruierte Beiträge dafür, daß die aus der Auto-
matisierung der Entscheidungsabläufe resultierende Standardisierung 
der Normprogramme tendenziell zum Abbau einer Reihe von kommu-
nikativen Verfahrenselementen und zur Reduzierung der Gestaltungs-
spielräume im Büro des Sachbearbeiters bzw. zu einer drastischen Ver-
mindentng der EinzelJallgerechtigkeit führt7, in deren Beachtung sich die 
Rechtsstaatlichkeit und Humanität einer Rechtsordnung ausdrückt8• 

Skeptische Äußerungen über die Geeignetheit der Amtshilfevorschriften 
in §§ 4-8 VwVfG, angesichts der möglichen Eingriffe in das informa-
tionelle Selbstbestimmungsrecht als gesetzliche Grundlage für die com-
puterunterstützte Datenweitergabe zu fungieren, sowie artikulierte 
Zweifel daran, ob nach dem Scheitern des Staatshaftungsgesetzes von 
1981 die Verwaltung in der Lage ist, ihre Haftung durch Aufgabenver-
lagerung auf Automaten zu begrenzen9, tragen zur Vervollständigung 
eines Mosaikbildes bei, welches das "alte" Profil des Verwaltungsrechts 

465 ff.; Pietzcker (1983), S. 193 ff.; Steinberg (1982), S. 619 ff.; Hilfen (1982), S. 
2160 ff.; (1988), S. 69 ff.; Bliimel (1982), S. 23 ff.; Schenke (1982), S. 313 ff.; 
Held (1984), S. 66 ff.; Wahl (1983), S. 151 ff. 

4 V gl. u.a. Fiedler / Trallnmiiller (1986), S. 13 f. 

S So Garstka (l980b), S. 233 in seinem Aufsatz "Automation rechtlicher 
Verfahren als Entscheidungsprozeß". 

6 Es handelt sich primar um die empirischen Untersuchungen der Forschungs-
gruppe "Verwaltungsautomation"; dazu insb. Brinckmann (1977); Grimmer / 
Hellßner / Horn /Lenk (1977); Schäfer / Skorka (1979); Kllhlmann (1983); Brinck-
mann / Grimmer / fllngesblw / Karlsen / Lenk / Rave (1981); Horn (1983). 

7 Vgl. aus der neuesten Zeit die Veröffentlichung von BI/li (1988), S. 923 ff.: 
"Der Besitz von Computern verführt die Verwaltungen vielfach dazu, möglichst 
viele Aufgaben gleichförmig wahrzunehmen, also Unterschiede der zu bewalti-
genden Sachverhalte zu vernachWssigen." 

8 Similis (1970), S. 103 (mit Fn. 129). 
9 So deutlich Altfelder (1985), S. 47. 
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wesentlich zu verändern scheint. In diesem Mosaik stellt die von Zeid-
[er 1959 eingeführte Diskussion10 über die rechtliche Natur der "Ver-
waltungsfabrikate" nur einen Stein dar, welchem allerdings im Zuge 
fortschreitender Errungenschaften im Rahmen der "künstlichen Intelli-
genz" ein neuer, bis jetzt wenig beachteter Wert zukommt. 

Ist somit das, was wir benötigen, ein neues, auf die Eigenheiten der 
automatisierten Verwaltungspraxis zugeschnittenes Verwaltungsverfah-
rensrechtll oder nur eine vorsichtige Auslegung, Fortbildung und Ver-
vollständigung der vorhandenen verfahrensrechtlichen Regelungen? 
Bedarf es einer radikalen Erneuerung des Systems oder einer akkuraten 
Anpassung der neuen Gegebenheiten an das System?12 Brauchen wir 
darüber hinaus auf rein dogmatischer Ebene dringend eine Integrierung 
der Topoi der Praktikabilität, Effizienz und "Automationsgerechtigkeit" 
in die verfassungs- und verwaltungsrechtliche Ordnung, damit die Ab-
wägung zwischen dem öffentlichen Interesse an zeitgerechter und 
gleichmäßiger Erfüllung des Vollzugsauftrags der automatisierten Ver-
waltung und dem privaten Interesse an Individualrechtsschutz und Ein-
zelfallgerechtigkeit auf einer rechtsdogmatisch abgesicherten Basis statt-
findet? Ist schließlich die Verwaltungsautomation eigentlich "von Natur 
aus" dazu prädestiniert, das, was sie an Steigerung der Effektivität 
bietet, durch eine übermäßige Pauschalierung wieder zurückzunehmen, 
oder ist gerade das der Informationstechnik innewohnende Potential 
das passende, aber so oft mißhandelte und mißverstandene Mittel, um 
der Aporie von Leistungsauftrag und Leistungsfähigkeit der Massenver-
waltung erst wirksam und einzelfallgerecht zu begegnen?13 

Will man die Chance nicht verpassen, diese nicht nur aus heutiger 
Sicht brennenden, sondern auch in die künftige Entwicklungsrichtung 
des Verwaltungsverfahrensrechts weisenden Fragen in das Spektrum 
einzubeziehen, muß man darauf verzichten, einen einzigen Punkt aus 
der gesamten Problematik auszusondern und isoliert zu betrachten, 
wiewohl dies auf den ersten Blick eher dem Duktus einer "klassischen" 
Dissertation zu entsprechen schiene. Mithin soll der mühsame, aber 
erfolgversprechendere Weg eingeschlagen und eine globale Untersuchung 
des automatisierten Verfahrensablaufs gewagt werden, die allein imstan-
de ist, die inneren Zusammenhänge zwischen den vielfältigen Teilas-

10 Vgl. Zeidler (1959); ders. (1959a), S. 681 ff.; ders. (1961), S. 493 ff. 
11 Vgl. den Vorschlag von Lenk (1986), S. 299. 
12 Vgl. Grimmer (1985), S. 325. 
13 Vgl. u.a. Gagel (1988), S. 255 f. 
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